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I
H ans-H ag en  Härtel

Von Keynes 
zurück 
zu Brüning?

In Bonn, in den Landeshauptstäd­
ten und in den Kommunen wird 

derzeit mit dem Rotstift regiert. Von 
den wohltätigen Wirkungen der 
Staatsverschuldung auf die Siche­
rung der Arbeitsplätze ist nach der 
Bundestagswahl kaum noch die 
Rede. Dabei würde die aktuelle 
und absehbare Konjunkturentwick­
lung den Finanzpolitikern heute 
mehr Berechtigung als in den ver­
gangenen drei Jahren geben, die 
Ausgabenzuwächse großzügig zu 
bemessen, um die Konjunktur zu 
Stützen und anzuregen. Zumindest 
brauchte man keine Bedenken zu 
haben, die durch die schwache 
Konjunkturentwicklung bedingten 
Steuerausfälle durch Kredite zu er­
setzen. Statt dessen tritt man zum 
Kampf gegen die Haushaltsdefizite 
an. Hat also Keynes, von dem die 
Rezepte einer antizyklischen Fi­
nanzpolitik stammen, vollends ab­
gedankt, hat inzwischen Brüning 
wieder seinen Platz eingenom­
men?

Erinnern wir uns aber an die 
Überwindung der Rezession 1967.
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Sie wird gemeinhin einer expansi­
ven Konjunkturpolitik zugeschrie­
ben, namentlich den beiden im 
Jahre 1967 in Gang gesetzten In­
vestitionsprogrammen. Sieht man 
sich aber im nachhinein die Zahlen 
an, so stellt man fest, daß die Fi­
nanzpolitik damals keineswegs be­
sonders expansiv war, daß die 
Staatsausgaben trotz der Investi­
tionsprogramme im Jahre 1967 
nach Abzug der Inflationsrate nur 
um 1,1 % und im Jahre 1968 um 
1,4 % gestiegen sind. Auch da­
mals wurde nämlich kräftig gespart 
und konsolidiert. Man kann des­
halb die Überwindung der Rezes­
sion nicht ohne weiteres den Inve­
stitionsprogrammen zuschreiben. 
Möglichenweise hat der Vertrau­
ensgewinn sogar eine größere Rol­
le gespielt, den die damalige Re­
gierung der großen Koalition bei 
den Bürgern damit erzielte, daß sie 
durch einschneidende Konsolidie­
rungsmaßnahmen die weitverbrei­
tete Furcht vor einer anhaltenden 
Finanzkrise abbaute und sich 
selbst für die Zukunft wieder Hand­
lungsspielraum schuf. Im übrigen 
darf auch nicht der die Investitions­
neigung stimulierende Einfluß der 
niedrigen Lohnabschlüsse und der 
Zinssenkungen vergessen werden.

Heißt also das Erfolgsrezept Ex­
pansion plus Konsolidierung, Key­
nes und Brüning Arm in Arm? Der 
Erfolg einer Defizitpolitik ä la Key­
nes kann nur darauf beruhen, daß 
die vom Staat in Gang gesetzte 
Nachfrage die Absatzerwartungen 
und damit die Investitionsneigung 
der Unternehmen stabilisiert und 
verbessert. Die hohen Defizite dür­
fen also nicht dazu führen, daß die 
Investoren gleichzeitig entmutigt 
werden, weil sie als Folge der Defi­
zite höhere Zinsen, höhere Steuern 
oder höhere Inflation befürchten.

Und hier liegt das Dilemma der 
heutigen Finanzpolitik. Der Bürger 
sieht die Zinsen am Kapitalmarkt 
steigen, und er muß zur Kenntnis 
nehmen, daß er für die in den letz­
ten Jahren immer größer geworde­

nen Haushaltsdefizite nun zur Kas­
se gebeten wird. Es wird ihn wenig 
trösten, daß die für 1981 bereits 
beschlossenen Steuererleichterun­
gen größer als die vorgesehenen 
Steuererhöhungen sind. Wie kann 
der Staat unter diesen Umständen 
noch verhindern, daß der Bürger 
bei einem erneuten Anstieg der 
Staatsdefizite nicht sogleich auch 
eine künftig höhere Steuer- oder 
Zinslast antizipiert und mit Ausga­
benzurückhaltung reagiert? Die­
sem Teufelskreis könnte der Staat 
entrinnen, wenn er mit dem Deficit- 
Spending zugleich verbindliche 
Streichungen auf der Ausgaben­
seite vornimmt, die zwar nicht den 
Haushalt des kommenden Jahres 
entlasten müssen, die es den Bür­
gern aber glaubhaft machen, daß 
die Defizite künftig bei besserer 
Konjunkturlage wieder abnehmen. 
Je weniger sich der Staat dazu in 
der Lage wähnt, desto mehr muß 
er davon ausgehen, daß expansive 
fiskalische Maßnahmen wirkungs­
los bleiben und nur seine künftigen 
Budgets vorbelasten.

Es hatte den Anschein, daß die 
verantwortlichen Politiker dies ge­
nauso sahen. Sie haben aber -  
von Ausnahmen abgesehen -  die 
Chance für eine markante Wei­
chenstellung nicht genutzt. Statt 
durch verbindliche Entscheidungen 
offenzulegen, welche staatlichen 
Aufgaben künftig hohe und welche 
keine Priorität haben werden, wird 
unter dem Zwang der leeren Kas­
sen dort gespart und dort nach Ein­
nahmen gesucht, wo sich der ge­
ringste Widerstand regt. Die Politi­
ker verzichten darauf, den -  ohne­
hin nur noch bescheidenen -  
Spielraum für eine kurzfristig orien­
tierte Beschäftigungspolitik zu nut­
zen, und sie nehmen dabei in Kauf, 
daß hauptsächlich solche staatli­
chen Aufgaben auf der Strecke 
bleiben, die nicht von mächtigen 
Gruppen als Besitzstand verteidigt 
werden, die aber für Wachstum 
und Beschäftigung möglicherweise 
dringlicher sind.
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